 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/6100385/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Erich Schwaiger in der Beschwerdesache
rAEEBfL*HR* *EXBf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 19. August 2023 (Eingangsstempel

24. August 2023 ) gegen den Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 27. Juli 2023
betreffend Anspruchszinsen (§ 205 BAO) 2021 zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal} § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

1.
Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art.
133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

Die Beschwerde fallt in die Zustandigkeit des Fachgebietes FE 6 und damit in die
Zuteilungsgruppe 7001. Auf Basis der giiltigen Geschaftsverteilung wurde sie der
Gerichtsabteilung 7013 zur Entscheidung zugewiesen.

I. Verfahrensgang

Der hier bekampfte Bescheid vom 27. Juli 2023 zur Festsetzung der Anspruchszinsen 2021 in
Hohe von EUR 493,51 erging im Anschluss an den am selben Tag erlassenen
Einkommensteuerbescheid 2021, der - im Kern - aufgrund von Einkiinften aus Kapitalvermoégen
mit besonderem Steuersatz zu einer Nachforderung von EUR 14.211,00 (Festgesetzte
Einkommensteuer EUR 16.459,00 und Einkommensteuervorauszahlung EUR 2.248,00) fihrte.
Die Anspruchszinsen wurden wie folgt berechnet:
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Zeitraum Differenzbetrag | entrichlete Bemessungs-| Anzahl| Tages- | Zinsen
Anzahlung grundlage Tage |zinssatz

01.10.2022 - 01.11.2022 14,211,00 0,00 14.211,00 32| 00072 32,74
02.11.2022 - 20.12.2022 14.211,00 0,00 14.211.00 491 10,0093 64,76
21.12.2022 - 07.02.2023 14.211,00 0,00 14.211,00 491 0,0106 73,81
08.02.2023 - 21.03.2023 14.211,00 0,00 14.211,00 421 00120 71,62
22.03.2023 - 20.06.2023 14.211,00 0.00 14.211,00 81| 00134 173,29
21.06.2023 - 27.07.2023 14.211,00 0.00 14.211,00 ar| 0,047 7729
ADGADOIMPCINII .. ..o eees vunas s nssavessmnaos sanus s nsnzs wunassenns sareas sosasa sus v o s Esnn svnss v naat snarasusnn' 493,51 €

Der Beschwerdeflhrer (kurz Bf.) bekdampfte ihn mit Beschwerde vom 19. August 2023 und
wies (nur) darauf hin, dass er seine Einkommensteuererklarung 2021 fristgerecht per Ende Mai
2022 eingereicht habe. Er habe erst mit Zustellung des Einkommensteuerbescheides vom

27. Juli 2023 Kenntnis von der Hohe der Nachforderung erlangt (Falligkeit 4. September 2023).
Die Abgabenbehdrde habe daher nicht nur ihre gesetzliche Entscheidungspflicht verletzt

(§§ 85aiVm § 284 BAO), sondern darliber hinaus im bekdampften Bescheid fiir einen Zeitraum
Zinsen verrechnet, in dem es ihm aufgrund Unkenntnis gar nicht moglich gewesen ware,
seiner Zahlungspflicht rechtzeitig nachzukommen. Unbekampft blieb die Berechnung der
Anspruchszinsen an sich.

Das Finanzamt Osterreich (kurz FAO) wies die Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung
vom 13. Oktober 2023 als unbegriindet ab. Entscheidend sei die objektive Moéglichkeit der
Erzielung von Zinsvorteilen bzw. Zinsnachteilen. Fiir die Anwendung des § 205 BAO sei daher
bedeutungslos, aus welchen Griinden die Abgabenfestsetzung friiher oder spater erfolgte
(Hinweis auf VwGH 13.9.2018, Ro 2016/15/005).

Der Bf. beantragte daraufhin mit Vorlageantrag vom 6. November 2023 (Eingangsstempel

8. November 2023) die Vorlage der Beschwerde an das Bundesfinanzgericht und wiederholte
seine Argumente aus der Beschwerde. Diesem Antrag kam das FAO mit Vorlagebericht vom
23. November 2023 nach und beantragte die Abweisung der Beschwerde

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die Entscheidung des Bundesfinanzgerichts basiert auf folgendem Sachverhalt, der in den
Akten der Abgabenbehoérde sowie des Gerichtes abgebildet und soweit nicht gesondert
angefiihrt unbestritten ist.
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Die vorgeschriebenen Anspruchszinsen basieren auf dem (rechtskraftigen)
Einkommensteuererstbescheid 2021 und ihre Berechnung wurde nicht geriigt. Der Bf. brachte
nur vor, er habe die Einkommensteuererklarung fristgerecht eingereicht und es sei ihm bis zur
aufgrund der Verletzung der Entscheidungspflicht durch das FA sehr spaten Zustellung des
Einkommensteuerbescheides mangels Kenntnis gar nicht moglich gewesen, seiner
Zahlungspflicht rechtzeitig nachzukommen.

2. Rechtliche Beurteilung

2.1. Anspruchszinsen
§ 205 BAO lautet, soweit hier von Relevanz:

(1) Differenzbetriige an Einkommensteuer und Kérperschaftsteuer, die sich aus
Abgabenbescheiden unter AufSerachtlassung von Anzahlungen (Abs. 3), nach
Gegendiiberstellung mit Vorauszahlungen oder mit der bisher festgesetzt gewesenen Abgabe
ergeben, sind fiir den Zeitraum ab 1. Oktober des dem Jahr des Entstehens des
Abgabenanspruchs folgenden Jahres bis zum Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser Bescheide
zu verzinsen (Anspruchszinsen). [...]

(2) Die Anspruchszinsen betragen pro Jahr 2% liber dem Basiszinssatz. Anspruchszinsen, die
den Betrag von EUR 50 nicht erreichen, sind nicht festzusetzen. Anspruchszinsen sind fiir
einen Zeitraum von héchstens 48 Monaten festzusetzen.

(3) Der Abgabepflichtige kann, auch wiederholt, auf Einkommensteuer oder
Kérperschaftsteuer Anzahlungen dem Finanzamt bekannt geben. Anzahlungen sowie
Mehrbetréige zu bisher bekannt gegebenen Anzahlungen gelten fiir die Verrechnung nach
§ 214 BAO am Tag der jeweiligen Bekanntgabe als féllig. Wird eine Anzahlung in gegentiber
der bisher bekannt gegebenen Anzahlung verminderter Héhe bekannt gegeben, so wirkt die
hieraus entstehende, auf die bisherige Anzahlung zu verrechnende Gutschrift auf den Tag
der Bekanntgabe der verminderten Anzahlung zurlick. Entrichtete Anzahlungen sind auf die
Einkommensteuer- bzw. Kérperschaftsteuerschuld héchstens im Ausmaf3 der Nachforderung
zu verrechnen. Soweit keine solche Verrechnung zu erfolgen hat, sind die Anzahlungen
gutzuschreiben; die Gutschrift wird mit Bekanntgabe des im Abs. 1 genannten Bescheides
wirksam. Mit Ablauf des Zeitraumes des Abs. 2 dritter Satz sind noch nicht verrechnete und
nicht bereits gutgeschriebene Anzahlungen gutzuschreiben.

(4) Die Bemessungsgrundlage fiir Anspruchszinsen zu Lasten des Abgabepflichtigen
(Nachforderungszinsen) wird durch Anzahlungen in ihrer jeweils maf3geblichen Héhe
vermindert. Anzahlungen (Abs. 3) mindern die Bemessungsgrundlage fiir die
Anspruchszinsen nur insoweit, als sie entrichtet sind. [...]
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Die Anspruchszinsen sollen (mdgliche) Zinsvorteile bzw. Zinsnachteile ausgleichen, die sich aus
unterschiedlichen Zeitpunkten der Abgabenfestsetzung ergeben (ErlautRV 311 BIgNR 21. GP,
196; VWGH 24.9.2008, 2007/15/0175; BFG 1.4.2021, RV/2100333/2019). Entscheidend ist
einzig die objektive Mdglichkeit der Erzielung von Zinsvorteilen bzw. Zinsnachteilen. Fir die
Anwendung des § 205 BAO ist daher bedeutungslos, aus welchen Griinden die
Abgabenfestsetzung friher oder spater erfolgte.

Flr die Verzinsung ist es vollig ohne Belang, ob der Abgabepflichtige die Steuererklarung
innerhalb der gesetzlichen (allenfalls durch Bescheid verlangerten) Erklarungsfrist einreicht
und ob die Festsetzung der Einkommen-(Korperschaft-)steuer wegen Verletzung der Pflicht des
Finanzamtes, iber die Abgabenerklarung ohne unnotigen Aufschub zu entscheiden, relativ spat
erfolgt. Die Festsetzung der Anspruchszinsen liegt auch nicht im Ermessen von Behorde oder
Gericht (vgl. vgl. Ritz/Koran, BAO?, § 205 Rz 2 mit vielen weiteren Nachweisen wie etwa

UFS 15.1.2009, RV/0386-L/08; 12.4.2011, RV/1225-L/09; Tanzer/Unger, BAO 2020/2021, 235).

Damit ist der Beschwerde von vornherein jeder Erfolg verwehrt und sie ist als unbegriindet
abzuweisen.

Im Ubrigen erlaubt sich das Bundesfinanzgericht den Hinweis, dass die Abgabenerklirung
elektronisch eingereicht wurde und dass FinanzOnline eine komfortable Vorberechnung der
Einkommensteuer anbietet. Falls der Bf. von dieser Moglichkeit wirklich nicht Gebrauch
gemacht haben sollte, was fiir den entscheidenden Richter schwer vorstellbar ist, so lag dies
allein in seinem Entscheidungsbereich. Mit dieser Vorberechnung ware es fiir den Bf. liber eine
rechtzeitige, freiwillige Anzahlung (§ 205 Abs. 3 und 4 BAO) sehr einfach gewesen, die ab

1. Oktober 2022 anfallende Verzinsung zu verhindern.

2.2. Revision

Das Verwaltungsgericht hat im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen,
ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden
(§ 25a Abs. 1 VWGG).

Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist eine Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundséatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird (Art. 133 Abs. 4 B-VG). Eine
Rechtsfrage, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, liegt im Allgemeinen dann nicht vor,
wenn sich das Verwaltungsgericht in seiner Entscheidung auf einen eindeutigen
Gesetzeswortlaut zu stiitzen vermag (VwWGH 16.2.2023, Ra 2020/16/0015 mit weiteren
Nachweisen) bzw. die in Betracht kommenden Normen klar und eindeutig sind (vgl.

VWGH 6.4.2016, Ro 2016/16/0006 mit vielen weiteren Nachweisen).
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Soweit Rechtsfragen fiir die hier zu klarenden Fragen entscheidungserheblich sind, sind sie
durch hochstgerichtliche Rechtsprechung ausreichend geklart (siehe oben), nicht von
grundsatzlicher Bedeutung oder die anzuwendenden Normen sind klar und eindeutig.

Damit liegt hier kein Grund vor, eine Revision zuzulassen.

Salzburg, am 5. November 2024

5von5



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Rechtliche Beurteilung
	2.1. Anspruchszinsen
	2.2. Revision




